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I. Anfrage 

Um zwischen den grossen Städten und Agglomerationen von Bern und Lausanne bestehen zu 

können, muss unser Kanton ein starkes Kantonszentrum schaffen. Die Freiburger Agglomeration ist 

bereits ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung und ihre Tätigkeit muss unterstützt werden. 

Eine Fusion der Gemeinden Grossfreiburgs bleibt jedoch mittelfristig ein zentrales und 

unumgängliches Ziel, um sich zwischen der Waadtländer Riviera und der Hauptstadtregion Bern 
wirklich behaupten zu können. 

Der Staatsrat hat dies schon bei der Präsentation seiner Legislaturplanung 2012–2016 in Erinnerung 
gerufen. 

Das von den Oberamtmännern für jeden Bezirk des Kantons vorgeschlagene kantonale 
Fusionsprogramm, mit verschiedenen Varianten je nach Bezirk, wird in diesen Tagen im Staatsrat 
diskutiert. 

Im Rahmen der kommenden Diskussionen und Verhandlungen, namentlich mit dem Oberamtmann 
des Saanebezirks und den betroffenen Grossfreiburger Gemeinden, stellen wir folgende Fragen: 

1. Welche Haltung nimmt der Staatsrat betreffend die vom Oberamtmann des Saanebezirks 
vorgestellten Szenarien ein? 

2. Teilt der Staatsrat die Ansicht des Gemeinderats der Stadt Freiburg, nach der das vom 
Oberamtmann vorgeschlagene Szenario Nr. 2 aktuell die beste Lösung für die Bildung eines 
starken Kantonszentrums ist? 

3. Was hält der Staatsrat vom Fusionsprojekt «2c2g»? – Benachteiligt dieses Projekt nicht das 
bevorzugte Szenario, das vom Oberamtmann und der Stadt Freiburg unterstützt wird? 

4. Wird das Fusionsprojekt «2c2g» nicht nachhaltig das Konzept eines starken Kantonszentrums 
schwächen, was meint der Staatsrat dazu? 

5. Was hält der Staatsrat von der Haltung des Gemeinderats von Villars-sur-Glâne? 

6. Stimmt es, dass sich eine Gemeinde wie Villars-sur-Glâne selbst versorgen und kein Interesse 
am Aufbau eines starken Kantonszentrums haben kann? 

7. Was hält der Staatsrat von der Einschätzung des Gemeinderats von Villars-sur-Glâne, dass eine 
Sechserfusion von Verantwortungslosigkeit zeugt und dass der Kanton andere Möglichkeiten 
hat, um sich zwischen Bern und Lausanne zu positionieren? 

8. Gedenkt der Staatsrat, strengere Massnahmen zu ergreifen, um mit dem Zusammenschluss der 
wichtigsten betroffenen Gemeinden ein starkes Kantonszentrum zu schaffen? 
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II. Antwort des Staatsrats 

Das System der Gemeindezusammenschlüsse des Kantons Freiburg beruht auf mehreren 
Grundsätzen. Der erste liegt in der Gemeindeautonomie, in dem Sinne, dass die Fusionen immer auf 
einem freiwilligen Beschluss der betroffenen Gemeinden beruhen. Der zweite Grundsatz sieht eine 
Förderung und Anreize durch die kantonalen Behörden vor, wobei die Fusionspläne nur eines unter 
vielen Instrumenten sind. Diese Grundsätze gelten ebenfalls für die Region des Kantonszentrums. 

In seiner Sitzung vom 28. Mai 2013 hat der Staatsrat zu den von den Oberamtmännern vorgelegten 
Fusionsplänen Stellung genommen, die nach einem Vernehmlassungsverfahren und einem 
Austausch mit den Gemeinderäten aller Freiburger Gemeinden ausgearbeitet worden sind. In 
Anbetracht der hervorragenden Arbeiten, die die Gemeinden und Oberamtmänner bisher geleistet 
haben, kam der Staatsrat zum Schluss, dass die von den Oberamtmännern vorgeschlagenen 
Perimeter alle realisierbar erscheinen. 

Eine deutliche Mehrheit der Gemeinderäte hat sie als das am besten geeignete Szenario 
gutgeheissen. Der Staatsrat hat nach Abwägung der Interessen des Kantons, der Bezirke und 
Gemeinden die von den Oberamtmännern vorgelegten Pläne genehmigt und die Erwägungen, die 
sie in ihren Berichten einbezogen haben, zur Kenntnis genommen. 

Die Pläne sehen generell grossflächige Fusionen vor. Gemäss den Feststellungen, die im 
Zusammenhang mit bereits vorgenommenen Fusionen gemacht werden konnten, kann eine Fusion, 
die in einem ersten Schritt nur aus wenigen Gemeinden besteht, in der Region als Katalysator 
wirken. Daher muss eine Fusion, die nur einen Teil des Perimeters umfasst, als Zwischenetappe 
betrachtet werden. 

Die Genehmigung der Fusionspläne der Oberamtmänner durch den Staatsrat hat jedoch nicht zur 
Folge, dass die oben genannten Grundsätze aufgehoben werden. Die Entscheide der kommunalen 
und kantonalen Behörden zu jedem Fusionsprojekt bleiben daher vorbehalten und werden zu 
gegebener Zeit getroffen. 

Basierend auf diesen allgemeinen Erwägungen beantwortet der Staatsrat die gestellten Fragen wie 
folgt: 

1. Der Staatsrat schliesst sich dem Plan des Oberamtmanns an, was jedoch nicht bedeutet, dass 
nicht über Zwischenetappen, wie oben erwähnt, vorgegangen werden kann. 

2. Der Staatsrat ist der Ansicht, dass Fusionen in allen Regionen des Kantons wünschenswert und 
machbar erscheinen, auch in der Region Grossfreiburg. Was den Perimeter von Grossfreiburg 
betrifft, stellt der Staatsrat fest, dass der vorgeschlagene Perimeter den Bedürfnissen eines 
starken Kantonszentrums entspricht. Er unterstützt auch die vom Oberamtmann des Saane-
bezirks vorgeschlagene Variante, welche die Gemeinden Corminboeuf und Chésopelloz in 
diesem Perimeter mit einschliesst. 

3. Ein Fusionsprojekt, das nicht auf Anhieb vollständig dem im Fusionsplan vorgesehenen 
Perimeter entspricht, kann als Etappe im Prozess der Integration und Festigung einer Region 
angesehen werden. Der Staatsrat erinnert zudem daran, dass die Zusammenschlüsse eine 
freiwillige Wahl der betroffenen Gemeinden bleiben und Gegenstand von ad-hoc-Entscheiden 
der kommunalen und kantonalen Behörden sind. 

4. Insofern als die Fusion der vier Gemeinden eine Etappe auf dem Weg zur Fusion Grossfreiburg 
darstellt, wird der Staatsrat dazu keine negative Stellungnahme abgeben. 
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5. Der Staatsrat erinnert daran, dass die Gemeinde Villars-sur-Glâne im genehmigten Fusionsplan 
im Projekt Grossfreiburg integriert ist, unbeschadet der Entscheidungen der zuständigen 
Behörden jeder Gemeinde. Es sei auch bemerkt, dass die Diskussionen bei weitem noch nicht 
abgeschlossen sind, sondern dass der Fusionsplan im Gegenteil als Beitrag zur Debatte dienen 
soll, die weiterverfolgt werden muss. 

6. Die Erwägungen unter Punkt 5 gelten ebenfalls für die Antwort auf diese Frage. Der Staatsrat 
weist darauf hin, dass trotz mehreren wissenschaftlichen Forschungen, namentlich im Bereich 
der öffentlichen Finanzen, nie eine eindeutige Lösung für die Definition der optimalen 
Gemeindegrösse gefunden wurde. Die Frage, ob eine Gemeinde sich selbst «genügen» kann, 
kann daher nicht a priori beantwortet werden. Die Statistiken zeigen in der Tat, dass Schweizer 
Gemeinden mit einer Bevölkerungszahl zwischen 10'000 und 25'000 Einwohnern am wenigsten 
in Diskussionen über einen Zusammenschluss eingebunden sind1. Der Staatsrat stellt jedoch 
fest, dass die Gemeinden Grossfreiburgs, unabhängig von ihrer Grösse, einschliesslich Villars-
sur-Glâne, erkannt haben, dass sie zusammenarbeiten müssen, um gewisse ihrer Aufgaben 
erfüllen zu können, namentlich innerhalb der Agglomeration Freiburg. 

7. Die Erwägungen unter Punkt 5 und 6 gelten ebenfalls für die Antwort auf diese Frage. Ohne die 
Ansicht des Gemeinderats von Villars-sur-Glâne zu teilen, weist der Staatsrat darauf hin, dass 
der Zusammenschluss von urbanen Gemeinden spezifische Merkmale aufweist, die für 
Fusionen unter suburbanen oder ländlichen Gemeinden nicht unbedingt gelten. So stellt sich 
beispielsweise die Problematik der Spillover- und Ballungseffekte auf andere Art und Weise 
und verlangt daher nach spezifischen Lösungen, so wie auch die Evaluation potenzieller 
Skaleneffekte. Auch die Frage der Steuersätze für natürliche und juristische Personen stellt sich 
in den urbanen Gemeinden stärker. Es geht namentlich darum, einen Steuersatz zu finden, der 
die Einwohner der betroffenen Gemeinden zu überzeugen vermag, und gleichzeitig die 
Investitionsfähigkeit der künftigen Gemeinde verbessert. Die betroffenen Gemeinden müssen 
diese Fragen abklären und die politischen Entscheide treffen, die zur Ausarbeitung einer 
Fusionsvereinbarung notwendig sind. 

Der Staatsrat ist zwar der Ansicht, dass ein Zusammenschluss von 6, oder sogar 7 Gemeinden 
das Kantonszentrum stärken würde, stellt jedoch fest, dass weitere Lösungen parallel entwickelt 
werden und werden müssen. 

Die von den Autoren der Anfrage erwähnte Agglomeration Freiburg ist ebenfalls wichtig für die 
Stärkung des Kantonszentrums. Das Prinzip der Agglomeration an sich beruht auf der 
Feststellung, dass die gegenwärtigen Gemeindeperimeter in einigen Zuständigkeitsbereichen der 
Gemeinden keine optimale Zuteilung der Mittel zulassen. Die institutionelle Agglomeration, die 
heute zehn Gemeinden umfasst, und die statistische Agglomeration, die deren 30 zählt2, zeigen, 
dass ein Zusammenschluss von 6 oder 7 Gemeinden Grossfreiburgs noch keine 

                                                           
1 Vgl. namentlich STEINER Reto und LADNER Andreas, «Die Schweizer Gemeinden im Fokus – Ergebnisse der 
Gemeindebefragung 2005», in Perspektiven für Gemeindefinanzen, Glatthard Alexander und Isch Ulrich 
Herausgeber, Bern, 2006, S. 24. 
2 Gemäss der Definition des Bundesamts für Statistik (BFS), aus SCHULER Martin, JOYE Dominique und 
DESSEMONTET Pierre, Eidgenössische Volkszählung 2000. Die Raumgliederungen der Schweiz, BFS, Neuenburg, 
2005, S. 148 und 149. Zum Zeitpunkt der Erhebung erwähnte das BFS 42 Gemeinden, die die Agglomeration 
Freiburg umfasste. Aufgrund der Fusionen der Gemeinden Ecuvillens und Posieux (Hauterive, 2001), Avry-sur-
Matran und Corjolens (Avry, 2001), Lentigny, Lovens und Onnens (La Brillaz, 2001), Bonnefontaine, Essert, 
Montévraz, Oberried, Praroman und Zénauva (Le Mouret, 2003), Courtaman und Courtepin (Courtepin, 2003) La 
Corbaz, Cormagens und Lossy-Formangueires (La Sonnaz, 2004) sind dies heute noch 30. 
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Übereinstimmung des institutionellen, funktionalen und sozialen Raums in der Region 
ermöglichen würde. Es ist daher äusserst wichtig, die Anstrengungen im Hinblick auf eine 
Fusion der Gemeinden von Grossfreiburg mit einer Stärkung der Agglomeration Freiburg und 
ihrer Erweiterung zu koordinieren. In diesem Sinne hat die Direktion der Institutionen und der 
Land- und Forstwirtschaft (ILFD) letzten Frühling eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der 
Agglomeration und den Nichtmitgliedgemeinden eingesetzt, um die Gemeindefusionsprojekte 
mit der Agglomeration und ihrer Stärkung zu koordinieren. 

Wie er dies bereits anlässlich seiner Antwort vom 20. August 2013 auf die Anfrage 2013-CE-31 
«Starkes Kantonszentrum» von Grossrat Jean-Daniel Wicht getan hat, möchte der Staatsrat 
daran erinnern, dass der institutionelle nur einer der Aspekte der Stärkung des Kantonszentrums 
ist. So veranschaulicht die kantonale Unterstützung für Projekte wie die Poyabrücke, Blue 
Factory, die Sportstätte und der Bahnhof St. Leonhard, die aktive Bodenpolitik sowie der 
Gebäudeerwerb und -bau, namentlich zu Ausbildungszwecken, einen weiteren Aspekt der 
kantonalen Intervention für die Stärkung seiner Position zwischen den Regionen Bern und 
Lausanne. 

8. In Übereinstimmung mit dem Gesetz über die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse wird 
der Staatsrat im Jahr 2015 eine Bilanz dieses Fusionsplans ziehen. Er behält sich vor, auf dieser 
Grundlage in jenen Gemeinden, die nicht in einem Fusionsprojekt eingebunden sind, eine 
Konsultativabstimmung durchzuführen. 

1. Oktober 2013 


